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Die Ausgangslage

Wir leben in beklemmenden Zeiten. Die Welt um uns be�ndet sich
im Umbruch. Dieser Umbruch hat viele Gesichter: politische,
ökonomische, kulturelle. Zwei davon sind WikiLeaks und Wikipedia.
Beide sind eng verknüpft mit dem Leitmedium der Zukunft, dem
Internet. Beide stehen für eine grundlegende Veränderung unserer
Kultur. Sie stehen für eine Revolution, die Wiki-Revolution.

Gewiss, im 20. Jahrhundert gab es viele Revolutionen. Noch
größer ist die Zahl der belanglosen Ereignisse, die von irgendeiner
PR zu einer solchen hochgejubelt wurden. Es ist daher nicht
selbstverständlich zur ursprünglichen Bedeutung der Revolution als
einer »gesellschaftlichen und politischen Totaländerung«
vorzudringen. Die grundlegende These dieses Buches besteht darin,
dass die Menschheit, wenigstens aber die »westliche Welt«, an der
Schwelle zu einer solchen Totaländerung steht.

Wie der Buchdruck zu Beginn der Neuzeit ist das Internet heute
das Medium einer geistigen Avantgarde, die das Tor zu einem neuen
Zeitalter aufstößt. Dazu kommt, dass das politische System der
westlichen Staaten in einer fundamentalen Krise steckt. Diese Krise
hat zwei Aspekte: Durch eine Verschuldungskrise historischen
Ausmaßes droht allen westlichen Staaten der ökonomische Kollaps.
Im historischen Vergleich wird klar, dass dies regelmäßig ein
entscheidender Begleitumstand von Revolutionen war. Auch passt
das System der repräsentativen Parteiendemokratie nicht mehr zum
politischen Denken der Menschen. Sie fühlen sich immer weniger
durch diejenigen repräsentiert, die sie wählen, und drängen auf
stärkere direkte Beteiligung, etwa in Form von Bürgerentscheiden.

Revolutionen geschehen nicht zufällig. Ihnen gehen in der Regel
Phasen der Erstarrung voraus. Der Sowjetkommunismus unter
Breschnew schien für die Ewigkeit zementiert und brach doch
wenige Jahre nach dem Tod des Diktators wie ein Kartenhaus



zusammen. In den Jahrzehnte währenden autokratischen Regimen
von Tunesiens Ben Ali und Ägyptens Husni Mubarak scheint dieses
Muster erneut wirksam geworden zu sein. So gesehen, wird die
Anfang der 90er Jahre von Francis Fukuyama aufgestellte These
vom »Ende der Geschichte« vielleicht einmal als Vorbote eines sich
anbahnenden grundlegenden Wandels der westlichen Welt erachtet
werden. Einen Augenblick lang schien der Gedanke Fukuyamas
durchaus tre�end. Nach dem Fall des Ostblocks war die Menschheit
für ein paar Jahre tatsächlich einem gesellschaftspolitischem
Endzustand nahe. Marktwirtschaft und Demokratie, jene bis heute
zitierten Verheißungen aufgeklärten Fortschritts, schienen den Sieg
davongetragen zu haben – ein Endzustand, der pessimistisch als
eben die genannte Erstarrung begri�en werden könnte.

Die Kehrseite dieses Sieges war, dass das »westliche
Gesellschaftsmodell« sich seitdem nicht mehr gegen Konkurrenz zu
behaupten hatte. Der Kapitalismus hat eine ideologische
Monopolstellung errungen. Der Monopolist musste sich nicht mehr
anstrengen. Die Qualität des Angebots sank. Diese ökonomische
Faustregel bestätigt sich auch in der Politik.

Wenn die Demokratie also nominell über den Kommunismus
gesiegt hatte, so verkam dieser Sieg sehr bald zu einem Pyrrhussieg.
Die Demokratie hat den Rückwärtsgang eingelegt, in Deutschland
und anderswo. Unter dem Firnis politisch korrekter
Grundgesetztreue gärt es schon lange.  Noch sind sie zahlreich, die
Ulrich Wickerts, die halb moralisierend, halb �ehend an das Volk
appellieren, doch ja zur Wahl zu gehen. Doch diese Appelle klingen
von Jahr zu Jahr hil�oser, ihre Verkünder von Jahr zu Jahr
resignierter. Sinkende Wahlbeteiligungen verweisen auf vieles. Etwa
darauf, dass der bürgerliche Konsens, der letztlich unsere
freiheitlich-demokratische Grundordnung trägt, nach und nach
schmaler wird. Immer mehr erscheint unsere Gesellschaftsordnung
nicht mehr als gut, sondern nur mehr als das geringere Übel. Auch
mangels Alternativen.

Das kann auf Dauer nicht gutgehen. Den westlichen Demokratien
läuft die Gefolgschaft davon. Es gibt mehrere, zunehmend an
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Gewicht gewinnende gesellschaftliche Gruppen, die nicht mehr als
aktive Stütze unserer ö�entlichen Ordnung anzusehen sind.

Ein seit Jahrzehnten wachsender Teil der Bevölkerung fristet sein
Dasein mit staatlichen Almosen und muss tagtäglich erfahren, dass
er zwar geduldet, aber nicht wirklich erwünscht ist. Der Segen, nicht
weiter sinken zu müssen als auf Hartz-IV-Niveau, verwandelt sich
für diese Menschen in dem Augenblick zum Fluch, wenn klar wird,
dass es – auch dank des zweiten Arbeitsmarktes – schwer ist, das
Leben am Existenzminimum zu verlassen. Selbst wenn man Arbeit
hat. Das Motto für das obere Drittel der Gesellschaft »Arbeit muss
sich wieder lohnen« gilt auch für das untere Drittel. Menschen,
deren Dasein sich zwischen Jobcenter, Aldi und RTL2 abspielt,
denen die Gesellschaft täglich zu verstehen gibt, nur für einen
Hungerlohn oder gar nicht mehr zu gebrauchen zu sein, Menschen,
die tagtäglich erfahren, noch nicht einmal ihr eigenes Schicksal zum
Besseren wenden zu können, werden kaum den Idealismus
aufbringen, diese Ho�nung bezogen auf das Gemeinwesen hegen zu
können. Politisches Engagement ist von ihnen kaum zu erwarten.

Lange Zeit aus historisch motivierter Rücksicht tabuisiert,
dämmert es mittlerweile auch linken Zeitgenossen, dass eine
multiethnische Gesellschaft nur dann funktionieren kann, wenn alle
Beteiligten bereit sind, sich auf einen kulturellen Minimalkonsens zu
einigen. Auch das Immigrationsland USA hätte andernfalls nicht zu
der kulturellen und geopolitischen Hegemonialmacht werden
können, die es Jahrzehnte nach dem Zweiten Weltkrieg war. Viele
Migranten, vor allem orientalischer Herkunft, sind nicht Teil der
bundesrepublikanischen Gesellschaft. Vielleicht schlägt hier ein
nomadisches Erbe durch, Heimat nur in den eigenen vier Wänden zu
�nden, seien es die eines Zeltes oder einer Mietwohnung. Eine
Heimat, die dann eben auch eine türkische oder arabische sein
kann, ganz gleich in welchem Staat man sich be�ndet. Diese
Menschen partizipieren nicht an der Bundesrepublik und nicht an
dem, was das einzige ökonomische Kapital dieses Landes darstellt:
eine auf Tradition fußende intellektuelle Kultur, deren Verbindung
von Unternehmertum und Wissenschaft, von Individualismus und
Kollektivismus Deutschland stets zu einem Ort der Ideen machte.



Die Debatte um Migration, Parallelgesellschaften und Integration
nimmt an Intensität zu, allerdings auch an Nervosität. Das zeigte der
Fall Sarrazin nur allzu deutlich. Integration, so wird klar, kostet
Geld und kann nicht erzwungen werden. Die Religion des Islam
trägt eminent politischen Charakter, das wird von dem an die
Trennung von Staat und Kirche gewohnten Europäer häu�g
übersehen. Milieus, in denen die Scharia als einzig legitime Basis
von Staat und Gesellschaft angesehen wird, sind mit der christlich-
abendländischen wie mit der wissenschaftlich-aufklärerischen
Tradition Europas, auf der auch das Grundgesetz beruht, nicht
vereinbar.

Doch auch viele, die scheinbar in der Mitte der Gesellschaft leben,
fühlen sich ihr längst nicht mehr verp�ichtet. Es sind dies all jene,
für die Marktwirtschaft vor allem die Lösung einer simplen
mathematischen Optimierungsaufgabe darstellt: die Optimierung
des Shareholdervalues, des Einkommens, des persönlichen Bonus.
Freie Marktwirtschaft ist Kultur. Nicht umsonst gibt es den Begri�
Unternehmenskultur. Gewiss – unternehmerische Tätigkeit heißt
zunächst einmal nicht mehr als die entgeltliche Bereitstellung von
Waren und Dienstleistungen. Doch unternehmerische Tätigkeit
meint auch die Gestaltung des Lebensraumes, in dem die
Arbeitenden die meiste Zeit des Tages verbringen. Sie bedeutet
Sorge um das Wohl der Menschen. Dafür sind Kreativität,
Engagement, Risikobereitschaft und Idealismus notwendig. All das
ist weit mehr als das Streben nach dem maximalen Pro�t. Es
geschieht in gesellschaftlicher, kultureller und historischer Hinsicht
nicht voraussetzungslos und ist mit Verantwortung verbunden.

Die gesellschaftliche Desintegration vollzieht sich schleichend.
Ebenso schleichend laufen zur Gewohnheit gewordene bürgerliche
Freiheiten Gefahr, sich zu ver�üchtigen. Diese schmerzhafte
Erfahrung mussten die westlichen Gesellschaften in den letzten
Jahren machen. Ein zur Parole ausgegebener »Kampf gegen den
Terrorismus« wird nur allzu oft betrieben auf Kosten grundlegender
Bürgerrechte. Zugleich droht ein zunehmend krankhafter
Kapitalismus die bürgerliche Mitte unserer Gesellschaft ökonomisch
auszuhöhlen. Der Westen hat seinen Glanz endgültig verloren.



Noch reagieren die Menschen auf diese Missstände überwiegend
passiv. Noch ziehen sie sich zurück, bleiben zunehmend den
Wahlurnen fern. Misstrauen und Resignation sind immer häu�ger
als politische Grundbe�ndlichkeiten auszumachen. Man könnte
meinen, das Volk sei ignorant. Aber das war es zu anderen Zeiten
auch. Die Klage über geistige Scheuklappen ist häu�g
gleichbedeutend mit der uralten Klage der Intellektuellen über die
Nichtintellektuellen. Man könnte schlussfolgern, die Menschen seien
heute unpolitischer als früher. Und gewiss ist jene politisch
aufgeladene Atmosphäre der späten 60er bis frühen 80er
Vergangenheit. Doch das muss nicht unbedingt von Nachteil sein.

Die 68er stießen das Kreuz vom privaten Altar der
weltanschaulichen Geborgenheit. Den Altar scha�ten sie nicht ab.
Die Säulenheiligen hießen nun eben Mao und Marx. Politik war
Religionsersatz. Ist nun aber eine Generation, bei der das nicht so
ist, deswegen schon unpolitisch? Nein. Die weltanschauliche
Entschärfung des politischen Diskurses ist im Gegenteil ein
bedeutender Fortschritt. Denn wo in Wahrheit nicht über politische
Sachfragen diskutiert wird, sondern über weltanschauliche
Geborgenheitssysteme, da ist eben der politische Diskurs nur
teilweise aufgeklärt.

Das Volk ist nicht prinzipiell schlechter als früher. Die allgemein
verbreitete Politikverdrossenheit liegt nicht darin begründet, dass
mit dem Volk etwas nicht stimmt. Die Menschen sind nicht der
Politik an sich überdrüssig, sondern der Politik, die ihnen angeboten
wird. Die Fehler sind in der politischen Kultur und dem politischen
System unseres Landes und allgemein des Westens zu suchen. Von
diesen Fehlern handelt dieses Buch unter anderem. Es wird um die
Erstarrung der westlichen Demokratie gehen und wie sie
überwunden werden kann. Es wird um das neue Leitmedium
Internet gehen und wie es neue Formen der Demokratie ermöglicht.
Es wird um die Bedeutung einer historischen Schwelle gehen, an der
wir uns gegenwärtig be�nden und um Ähnlichkeiten zu
vergangenen Revolutionszeitaltern. In letzter Konsequenz wird also
darüber verhandelt, dass den westlichen Staaten insgesamt
Umwälzungen von revolutionärem Ausmaße bevorstehen.



Ein Kennzeichen der sich andeutenden Revolution, der Wiki-
Revolution, ist die zentrale Bedeutung des Internets und der neuen
Medien. Sie werden unsere politische Kultur grundlegend und
nachhaltig verändern. Dieser Wandel hat längst begonnen. Ein erstes
unübersehbares Zeichen war der plötzliche stürmische Zulauf für die
Piratenpartei nach der Europawahl 2009. Von gut 1 000 Mitgliedern
Mitte 2009 stieg deren Zahl bis Anfang 2010 auf über 10 000 an.

Bei der Bundestagswahl im September 2009 schließlich war die
Partei mit einem Ergebnis von knapp zwei Prozent unerwartet
erfolgreich. Vor gut zwei Jahren war dieses Ergebnis eher ein
Schauspiel am Rande, denn am Wahlabend tauchte die Farbe
Orange in den Balkendiagrammen der Fernsehsender nicht auf.
Anders war dies am 18. September 2011 bei der Landtagswahl in
Berlin. Mit sensationellen 8,9 Prozent zog die Piratenpartei in das
Abgeordnetenhaus des achtgrößten Bundeslandes ein. Dass dies
mehr als ein lokales Ereignis war, zeigte eine Forsa-Umfrage wenige
Tage später. Bundesweit erhielten die Piraten bei der Sonntagsfrage
ein Ergebnis von sieben Prozent.  Entscheidend ist, dass die orange
Partei die erste politische Kraft darstellt, welche sich ausdrücklich
zum Internet als dem bevorzugten Raum der politischen Aktion und
Agitation bekennt.

2006 war nicht nur das Gründungsjahr der Piratenpartei, sondern
auch das eines weiteren Projektes, das 2010 für einen Paukenschlag
sorgen sollte: die Enthüllungsplattform WikiLeaks. Ein gutes Dutzend
Internet-Aktivisten forderte die Weltmacht USA heraus und scha�te
es mehrfach auf die Titelseiten der Weltpresse. Stärker noch als bei
der Piratenpartei wurde deutlich, dass wir uns mitten in einem
Informationskrieg be�nden. Das Internet ist zu einem zentralen
Schlachtfeld der informatorischen Kriegsführung geworden. Hier
tummeln sich Regierungen, Blogger, Hacker-Gruppen und
Geheimdienste und kämpfen um die Vorherrschaft im neuronalen
Gewebe der Menschheit. Facebook, Twitter und eben auch WikiLeaks
sind längst bevorzugte Instrumente der politischen Agitation
geworden – von welcher Seite auch immer.

Das allein wäre schon aufregend genug. Zusammen mit der
Entfremdung breiter Teile der Bevölkerung von der Politik ergibt
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sich eine explosive Mischung. Der Parteienproporz repräsentiert
schon lange nicht mehr das Meinungsbild der Bevölkerung. Die
etablierten Parteien sind von Teilhabern am politischen
Meinungsbildungsprozess zu einem Kartell der erlaubten
Überzeugungen geworden. Dieses Meinungskartell aber zementiert
vor allem das Bestehende. Die Systemfrage stellt sich nicht. Denken
wir nur einmal daran, wie Politiker über Demokratie reden. Es ist
eines ihrer Lieblingswörter – besonders auch in seiner Verneinung,
wenn es darum geht, politisch unliebsame Staaten oder Bewegungen
zu diskreditieren. Gleichwohl wird Demokratie meist synonym mit
dem bestehenden politischen System gebraucht. Demokratie heißt
im Sprachgebrauch unserer Politiker Demokratie, so wie sie in der
Gegenwart in westlichen Ländern in Form des repräsentativen
Parlamentarismus und des Parteienwesens besteht. Das ist aber eine
höchst spezi�sche Art von Demokratie. Sie stellt beileibe nicht die
einzige Möglichkeit dar, den uns zur Gewohnheit gewordenen
Minimalstandard an humanitären Grundrechten zu garantieren.
Damit aber ist der Begri� Demokratie ins Gegenteil verkehrt. Denn
Demokratie heißt gerade, dass die politische Wirklichkeit gestaltbar
ist. Und das gilt auch und besonders für die konkrete Weise, in der
Demokratie sich verwirklicht.

Der Protest gegen Stuttgart 21 und die 2010 neu entfachte Anti-
Atomkraft-Bewegung zeigen eines: Die Bürgerinnen und Bürger
wachen langsam auf. Sie nehmen die bestehenden Verhältnisse nicht
mehr länger hin und rebellieren gegen eine Politik, in der echte
Debatten zunehmend Mangelware geworden sind und die den
Bürger allzu oft außen vor lässt. Die Politik der Gegenwart muss
sich den Vorwurf gefallen lassen, ihren despotischen Charakter
durch leicht durchschaubare Worthülsen wie »alternativlos« oder
»Sachzwang« zu verschleiern. In der von Menschen gemachten
Politik ist nichts alternativlos. Und seit jeher verbargen sich
totalitäre Ideologeme hinter angeblich naturgesetzlicher
Notwendigkeit. Vonseiten der Politik wäre es naiv anzunehmen,
dass dies dem Bürger verborgen bliebe. Der Demokratie auf
Abwegen – damit haben wir es zu tun – soll ein Name gegeben



werden. Ich bezeichne diese Zustände als Konzernrepublik. Und diese
Konzernrepublik gilt es zu überwinden.

Es ist das Hauptanliegen dieses Buches, eine Horizonterweiterung
in unserem Demokratieverständnis zu bewirken. Mehr Demokratie
wagen – dieses Motto ist aktueller denn je und heißt vor allem auch:
andere Formen der Demokratie wagen. Demokratie kann so viel
mehr bedeuten, als wir heute in unserer Konzernrepublik vor�nden.
Wir leben bei weitem nicht in der besten aller möglichen Welten.
Wir können aber entscheidend dazu beitragen, dass unsere Welt ein
gutes Stück besser wird. Dazu bietet die Gegenwart eine einmalige,
bisher so nicht da gewesene Chance. Die Chance zu einem
grundlegenden Wandel der politischen Verhältnisse. Wir machen
uns im zweiten Teil dieses Buches auf die Suche nach einer Utopie.
Dieser Utopie wollen wir auch einen Namen geben. Ich nenne sie
die Utopie von der Wiki-Republik.



TEIL I
DIE GEGENWART IN DER

KONZERNREPUBLIK



1
Herausforderung WikiLeaks

Die Wiki-Revolution hat mehrerlei Aspekte. In vielen Bereichen hat
sie schon angefangen. Die Mitmach-Enzyklopädie Wikipedia hat in
Sachen Popularität längst Brockhaus und Co. auf die hinteren Plätze
verwiesen. Die Piratenpartei beginnt damit, die Parteienlandschaft
in Deutschland umzukrempeln. Die Blogosphäre ist in ihrer
Gesamtheit längst wichtiger für die politische Meinungsbildung als
die »Tagesschau«. Und doch hat sich an einem zentralen Punkt
erstaunlich wenig verändert: an der ökonomischen und politischen
Grundordnung des Westens. Ein Kon�ikt, der genau auf der
Frontlinie der Wiki-Revolution liegt, ist die Auseinandersetzung um
die Enthüllungsplattform WikiLeaks.

http://wikileaks.org/

Im Abstand von wenigen Monaten verö�entlichte die
Enthüllungsplattform 2010 Dokumente, die die Vereinigten Staaten
in Erklärungsnot brachten. Unschwer ist hinter der Reihenfolge des
Erscheinens ein Plan zu erkennen – sie folgte der Partitur eines
Crescendos: Am 5. April 2010 verbreitete WikiLeaks »Collateral
Murder« – jene grausige Videoaufnahme des Angri�s eines Apache-
Kampfhubschraubers, dem mindestens zwölf Menschen zum Opfer
�elen.  Die meisten Getöteten, wenn nicht alle, waren Zivilisten,
zwei waren Reporter der Nachrichtenagentur Reuters. Am 25. Juli
2010 tauchten 76 911 Feldberichte aus dem Afghanistan-Krieg auf,
am 22. Oktober 2010 entsprechende 391 832 Dokumente aus dem
Irak-Krieg. Unter anderem verzeichnen sie 104 111 Todesopfer im
besetzten Zweistromland, von denen 92 003 Zivilisten waren.

Die Reaktion der US-Administration war bei »Collateral Murder«
noch verhalten. Nicht hilfreich sei die Verö�entlichung des Videos,
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so der US-Verteidigungsminister Robert Gates. Sie zeige den Krieg
wie durch einen Strohhalm, ohne den entsprechenden Kontext.  Erst
die nachfolgende Publikation der Feldtagebücher scheint die US-
Administration aufzuschrecken. Sie ließ sich zu absurden
Argumentationen hinreißen. Einerseits stellte sie fest, die Berichte
enthielten »nichts Neues«. Andererseits warnte sie, die
Verö�entlichungen würden Menschenleben in Gefahr bringen –
gemeint waren etwa die Identitäten von Informanten des US-
Militärs, die durch die Berichte enttarnt werden könnten. Wie
allerdings durch das Bekanntmachen von »nichts Neuem« plötzlich
Menschenleben in Gefahr geraten können, erklärte die Regierung
nicht.  Vor allem in den USA schlossen sich weite Teile der
Konzernmedien der o�ziellen Sichtweise an. Den vorläu�gen
Höhepunkt der Enthüllungswelle stellte die am 28. November 2010
begonnene Verö�entlichung von 251 287 Depeschen der US-
Botschaften dar. Darin �nden sich Anweisungen an US-Diplomaten,
UNO-Vertreter anderer Nationen nach allen Mitteln der Kunst
auszuspionieren.  Erneut kam diese bald »Cablegate« getaufte
Aufdeckung in die Schlagzeilen, als WikiLeaks seinen eigenen
»Leaking-Skandal« hatte. Hatte die Enthüllungsplattform bislang
darauf geachtet, Klarnamen von Personen zu schwärzen, die durch
eine Verö�entlichung in Gefahr geraten könnten, war nun ein
Passwort an die Ö�entlichkeit gedrungen, mit dessen Hilfe man
Zugang zu den unbearbeiteten Rohdaten der Botschaftsdepeschen
erhalten konnte.

Wenngleich dies nicht die einzigen Bekanntgaben von WikiLeaks
in dem Zeitraum waren, so stellen sie doch die Höhepunkte einer
völlig neuen Form der medialen Kommunikation dar. Zwar
kennzeichnete den investigativen Journalismus schon immer, mit
zugespielten, als geheim klassi�zierten Informationen zu arbeiten,
aber die entsprechenden Verö�entlichungen enthielten in der Regel
nicht das Quellenmaterial. Mit dem baren Sto� politischer und
militärischer Administration konfrontiert, scheint die Ö�entlichkeit
mithin fast überfordert. Und doch verändert die prinzipielle
Verfügbarkeit derartiger Originale über das Internet die Sicht auf
die politische Wirklichkeit ebenso wie auf die Massenmedien. Mit
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dem schonungslosen Blick auf die Dokumente lässt sich die Brille
der massenmedialen Vermittlung grundsätzlich ablegen. Dies führt
eindringlich vor Augen, dass die von Reuters und AP de�nierte
Realität schon immer eine im hohen Maße ge�lterte war.

Doch die Verö�entlichung der Botschaftsdepeschen war noch
mehr. Sie war der Startschuss für eine neue Dimension des
politischen Kampfes. Die Vereinigten Staaten entdeckten in
WikiLeaks einen neuen Staatsfeind, der rhetorisch nicht selten auf
eine Stufe mit islamistischen Selbstmordattentätern gestellt wurde.
Dieser Kampf ist symbolisch und steht für eine der großen
Auseinandersetzungen des 21. Jahrhunderts. Ausgefochten wird
nichts weniger als die Herrschaft über das Internet. Die Staaten der
Welt beginnen zu erkennen, dass sie auf dem Wege der
elektronischen Kommunikation angreifbar geworden sind. Es ist
wohl kein Zufall, dass auf der Münchner Sicherheitskonferenz, die
den großen WikiLeaks-Verö�entlichungen folgte, das Thema »Cyber-
Security« ganz oben auf der Agenda stand.  Der britische Premier
David Cameron ließ verlauten, dass sein Land 2011 900 Millionen
Pfund für Sicherheitsmaßnahmen im Internet ausgeben werde. Die
US-Regierung hat laut Medienberichten gar eigene Cyberwar-
Stützpunkte eingerichtet und dafür einige Hundert Hacker
eingestellt. Man sollte sich jedoch nicht täuschen lassen. Es soll
nicht nur verhindert werden, dass von Schurkenstaaten beauftragte
Hacker friedliebende westliche Staaten attackieren könnten.
Vielmehr droht das Internet als eben jenes revolutionäre Medium
angegri�en zu werden, als welches es sich in den letzten zwanzig
Jahren herauskristallisiert hat. Schon werden ö�entlich Forderungen
nach einem »neuen Internet«  diskutiert, die schlimmstenfalls in
einem durch staatliche Regelungswut bis zum Ersticken gegängelten
Netz enden könnten.

Bei der Bewertung der Enthüllungen durch WikiLeaks muss
bedacht werden: Sowohl die irakischen und afghanischen
Feldberichte als auch die Botschaftsdepeschen waren von relativ
niedriger Geheimhaltungsstufe. Das ist auch nicht anders zu
erwarten, entstammte das Material doch größtenteils dem SIPRNet,
einem Netzverbund des Pentagons, des US-Außenministeriums und
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anderer US-Behörden, zu dem – je nach Quellen – 400 000  bis 2,5
Millionen  US-Beamte und Soldaten Zugang haben. Er war nach
dem 11. September gescha�en worden mit der Begründung, den
Terror e�ektiver zu bekämpfen. Der Informationsbestand der
unterschiedlichen Regierungsinstitutionen sollte durch ein
gemeinsames Netz gebündelt werden und zentral abzurufen sein.

Es verwundert also nicht, dass das Material nichts ähnlich
Skandalöses hergibt wie die Folterungen im Abu-Ghraib-Gefängnis,
die 2004 durch die Presse gingen.  Dennoch gehört nicht viel
Fantasie dazu, sich auszumalen, was für brisante Informationen in
den analogen und digitalen Archiven der US-Administration noch
schlummern. Noch hat WikiLeaks nicht den geheimsten Hort
betreten: die Archive der CIA und der 15 weiteren US-
Geheimdienste. Interne Dokumente etwa über deren Verstrickung in
die Militärdiktaturen Lateinamerikas besäßen vermutlich deutlich
mehr politische Sprengkraft als das bisweilen recht banale
Geschwätz, das US-Botschaften in ihr Heimatland kabelten.

Der geringe Geheimhaltungsgrad der verö�entlichten Dokumente
bewegte manche Vertreter der alternativen Medien dazu, die
ehrlichen Absichten von WikiLeaks infrage zu stellen. Zusätzlich
wurden diese Zweifel durch die Bemühungen von WikiLeaks-Chef
Julian Assange genährt, Unterstützung vom Open Society Institute,
der Stiftung des berüchtigten amerikanischen Milliardärs George
Soros, zu erhalten.  Vermutungen wurden geäußert, WikiLeaks
werde unter der Hand von Teilen des US-Establishments und der
CIA gefördert. Das klingt zunächst paradox. Ziel sei es jedoch, einen
Vorwand für eine stärkere staatliche Kontrolle des Internets zu
haben.  Derartige Kontroversen verdeutlichen das Ausmaß des
derzeitigen Informationskriegs. Wer sich auf Vertuschung und
Enthüllung einlässt, auf das Aufdecken von Verschwörungen,
Geheimdienstnachrichten und Informanten (whistleblower), �ndet
sich schnell in einer Situation wieder, in der jede Information auch
Desinformation sein kann. Es ist nicht einfach, sich auf eine so
vielschichtige und widersprüchliche Welt einzulassen. Und es ist nur
zu verständlich, wenn Menschen davor zurückschrecken, die
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Behaglichkeit einer durch die »Tagesschau« zur Eindeutigkeit
geklärten Weltsicht aufzugeben.

Und doch ist diese Unsicherheit symptomatisch für die
Gegenwart. Die Koordinaten geraten ins Wanken – ein typisches
Kennzeichen geistesgeschichtlicher Umbruchszeiten. Das gilt auch
und gerade für die klassische Linke. Als WikiLeaks 2009 die
Mitgliedslisten der rechtsradikalen British National Party (BNP)
verö�entlichte, fand sich kurz darauf auch eine Datei mit 2 174 E-
Mail-Adressen der britischen Antifa-Gruppe Unite Against Fascism
(UAF) auf den Servern der Enthüllungsplattform.  Dies kann als
Absage an das klassische Rechts-Links-Schema verstanden werden
(unabhängig davon, ob derartige Verö�entlichungen gutzuheißen
sind oder nicht, betre�en sie doch die informationelle
Selbstbestimmung einzelner Personen).

Auch Julian Assange ist kein klassischer Linker. Das gilt für viele
Vertreter der sogenannten Cypherpunks, einer losen, seit den 90er
Jahren bestehende Gruppe politischer Internet-Aktivisten, denen
Assange zuzurechnen ist. Als Technophile verachten sie das häu�g
dogmatische Denken linker Ideologen. Akademisch sind sie meist in
den Naturwissenschaften, der Mathematik und natürlich der
Informatik beheimatet. Während die intellektuelle Elite der 68er in
Soziologieseminaren heranwuchs, schulten sich die Internet-
Rebellen von heute an C64 und Atari ST. Das unterscheidet sie sehr
voneinander.

Technisch orientierte Menschen bevorzugen einen nüchternen
Blick auf Dinge. Sie wissen, dass bei dem, was sie anfangen, am
Ende ein konkretes Ergebnis stehen muss. Ein politisches Programm
ist aber zunächst dazu da, Menschen zu überzeugen. Ob es auch
umsetzbar ist, steht auf einem anderen Blatt. Computerprogramme
hingegen müssen zuallererst einmal funktionieren. Daraus erklärt
sich vielleicht, warum Assange viele Aspekte der neuen Linken
suspekt sind.  Dem Anarchismus steht die Cypherpunk-Bewegung
näher als dem Kommunismus. Zu ihrem Feindbild gehören ganz
allgemein zentralistische Organisationen, sei es nun das Politbüro
eines kommunistischen Staates oder eine Konzernzentrale. Das
grundlegende Misstrauen dem Staat gegenüber lässt wiederum eine
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Wahlverwandtschaft zur konservativen amerikanischen Tea-Party-
Bewegung erkennen. Zu deren Programm zählen neben
Steuersenkungen auch die Verteidigung der durch die US-
Verfassung, die Bill of Rights, garantierten Grundrechte.

Wir sehen also: Das politische Denken des Westens muss neu
justiert werden. Nennt man politische Bewegungen, die für einen
einschneidenden Wandel des Bestehenden eintreten, radikal, so
haben wir es mit einer neuen Form des Radikalismus zu tun, die
nicht in das hergebrachte Schema von Links- und
Rechtsradikalismus passt. Dieser Radikalismus wird dort möglich,
wo sich in der politischen Klasse Realitätsverlust ausbreitet und der
Kontakt zur Mitte der Gesellschaft verloren geht.

Dies ist heute der Fall. Politischer Radikalismus wird dann nicht
nur möglich, sondern notwendig, und WikiLeaks kann ein Teil davon
sein. Denn die Enthüllungsplattform hat die Welt in einen
»revolutionären Modus« versetzt. Personen und Ereignisse werden
von Vertretern der staatlichen Eliten als kriminell und terroristisch
verurteilt, und breite Schichten der Bevölkerung sehen dies völlig
entgegengesetzt. Assange wurde von den Lesern des TIME Magazine
zum Mann des Jahres gekürt , während etwa der US-amerikanische
Senator Mitch McConnell ihn als einen »High-Tech Terroristen«
bezeichnete . Für viele Sympathisanten von WikiLeaks sind die
Regierungen – allen voran das Weiße Haus – die eigentlichen
Kriminellen und Terroristen dieser Welt, Julian Assange hingegen
der Rächer der namenlosen Toten des vom US-Militär geführten
Kriegs im Irak, in Afghanistan und wo immer sonst
Marsch�ugkörper im Namen der Demokratie zur Detonation
gebracht werden. Genau darin, dass Staaten als verbrecherisch und
politisch Verfolgte als Helden wahrgenommen werden, darin, dass
Legalität und Legitimität von Macht ihre Deckung verlieren, liegt
der Keim der Revolution. Dies ist ein außerordentlicher Vorgang,
der sich 2010 im Zusammenhang mit WikiLeaks manifestiert hat.

Die Idee hinter WikiLeaks
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